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Die Debatte über die Neugestaltung der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
nahm ihren Ausgang von der Auflehnung bestimmter Mitgliedsstaate der 
EWG gegen die stets im Steigen begriffenen Ausgaben derselben für 
die Landwirtschaft und die Anhäufung der Überschüsse von Agrarpro­
dukten. In der Tat, die landwirtschaftlichen Ausgaben belaufen sich 
heute auf über 60% des EWG-Etats. Im Jahre 1983 stiegen dieselben 
gegenüber dem Vorjahre um 2Qt2$>. Bei dieser Tendenz laufen die Res­
sourcen der Gemeinschaft Gefahr erschöpft zu werden, was diese der 
Möglichkeit berauben würde ihre Politik auf neue Sektoren auszu­
dehnen (etwa die Pla'ne für die Entwicklung der Mittelmeergebiete). 
Charakteristisch für die Überschüsse durfte das Beispiel von Butter 
sein. Im Juni 1983 erreichten die Butterbestände der Gemeinschaft 
900.000 t. Die entsprechende griechische Jahresproduktion beläuft 
sich auf nur etwa 4000 t.

Der Grund des Übels ist nach der Auffassung vieler Mitgliedsstaaten 
in den hohen Preisen zu erblicken, welche die EWfl-Produzenten ge- 
niessen und in dem Umstand, dass diese ihnen zufliessen, ungeachtet 
der Menge, welche ihre Produktion erreicht. Die Preise wirken hier 
als Anreize für eine immer höhere Produktion.

Um das Problem einer Lösung zuführen zu können haben die Premiermi­



nister der EWG-3taaten,bei ihrem Zusammentreffen in Stuttgart, 
die Neugestaltung der gemeinsamen Agrarpolitik in Erwägung ge­
zogen. Die Kommission hat bereits, in Erfüllung des Stuttgarter­
auftrages, Anregungen für die Neugestaltung formuliert. Diese 
sehen in den Hauptpunkten folgendes vor :

a) Die Einführung einer "Garantieschwelle". Die Gemeinschaft 
wird Preise und/oder Subventionen in voller Höhe nur bis zum Pro­
duktionslimit zusichern, das durch die Garantieschwelle festge­
setzt wird. Für die überschiessenden Mengen sollen die vorge­
sehenen Preise bzw. Zuschüsse herabgedrückt werden. Auf diese 
Weise werden für die Absatzkosten der überschiessenden Mengen 
auch die Produzenten aufkommen müssen (Prinzip der Mithaftung).

b) Die Befolgung einer gehemmten Preispolitik. Die Bewilligung 
von Preiserhöhungen hat fortan beschränkt zu sein. Hierbei wären 
nicht allein die Entwicklung des landwirtschaftlichen Einkommens 
sondern noch die Preise auf dem Weltmarkt, der Marktbedarf selbst 
und die Möglichkeiten des Haushalts zu berücksichtigen.

c) Die Erweiterung der Befugnisse der Kommission selbst, damit 
diese geschmeidiger auftreten und von sich aus, als angezeigt er- 
scheindende Massnahmen zur Anwendung bringen kann.

d) Die Abschaffung von Subventionen und Zuschüssen verschiedener 
Form in Fällen, in welchen diese nicht unbedingt erforderlich sind

e) Die Befolgung einer mehr tatkräftigen Exportpolitik für die 
Durchsetzung der Gemeinschaftsprodukte.

Die GAP hatte sich von Anfang an zur Aufgabe gemacht die bis dahin 
von jedem Mitgliedstaate (MS) befolgte eigene, nationale Agrarpo­
litik zu vereinheitlichen. Damit sollte der Weg geöffnet werden 
für die Schaffung eines einheitlichen Marktes, für die Stützung



des Einkommens der Produzenten der Gemeinschaft, für die Sicherung 
der Absatzmöglichkeiten in- und ausserhalb des Gemeinschaftsmark­
tes, die Selbstversorgung der Gemeinschaft an Nahrungsmitteln und 
schliesslich die Erzielung von zugänglichen und angemessenen Prei­
sen für den Verbraucher der Gemeinschaft,

Diese Zielsetzung und die für die Verwirklichung derselben zur An­
wendung gebrachten Massnahmen (vornehmlich die Organisierung von 
gemeinschaftlichen Märkten d.i. eine Gesamtzahl von Regelungen für 
jedes Erzeugnis) förderten in hohem Grade und verhalfen im bedeu­
tendem Masse die anfänglich sechs und sodann neun K3, an der V/ahl 
der zu befolgenden Agrikulturpolitik in West-Europa, was die Art 
des angestrebten Anbaues anlangte (Landwirtschaft auf kapitelmässi- 
ger Grundlage, ausdehnbarer Anbau). Gleichzeitig wurde den gemein­
schaftlichen Produzenten dieser Länder in beträchtlichem Masse ent- 
vegengekommen, trotz der verschiedentlich laut gewordenen Proteste 
von Italien und mitunter auch von Frankreich wegen Begünstigung 
der anderen MS.

Der Beitritt von Griechenland im Jahre 1981, wie auch der bevor­
stehende Beitritt von Spanien und Portugal■, fallen gerade mit zwei 
nennenswerten Aenderungen zusammen. Erstens mit der Anschwellung 
der Einwendungen finanzwirtschaftlichen Charakters gegen die GAP 
und sodann mit dem Bewusstwerden bei den MS des Nordens, dass die 
GAP von sich aus allmählich eine Transformation erfährt und sich 
immer mehr, ihrem Inhalte nach,aufs ’’Mittelmeer" ausrichtet. Dies 
besagt, dass die politische Auffassung und die vorherrschende Rich­
tung bezüglich der Art der für West-Europa gewünschten Landwirt­
schaft, sich modifiziert. Sozialpolitische Kriterien wie die Bei­
behaltung der Beschäftigung auf dem Lande -und der Schutz des Ein­
kommens der kleinen Produzenten erlangen immer grössere Bedeutung.



Unter diesen Umstanden bilden die in unvermeidlicher Weise anstei­
genden landwirtschaftlichen Ausgaben, in Verbindung mit den "Über­
schüssen" der gemeinschaftlichen Produktion, ein "Alibi" für eine 
wesentliche Wendung in der Behandlung der GAP oder, konkreter ge­
sprochen, für die Einschränkung ihrer Bedeutung.

Die griechische Seite sieht triptz allem ein, dass eine Neugestal­
tung der GAP notwendig ist, in dem sie wie folgt argumentiert :

a) Die Anwendung allgemeiner Regeln auf objektiv ungleiche Mit­
glieder (Produzenten, Gebiete, Länder, Erzeugnisse usw.) ohne Be­
rücksicht igung der Besonderheiten jedes gegebenen Palles, bewirkt 
weitere Verschärfung der ursprünglichen Ungleichheiten.

b) Der bestehende Schutz vor der ausländischen Konkurrenz, wahlweise 
statuiert, begünstigt heute nicht die des Schutzes mehr Bedürftigen 
sondern die an sich schon begünstigter Mitglieder der EWG. Ein 
solcher Schutz gilt etwa heute, um ein konkretes Beispiel anzu­
führen, man kann wohl sagen fast absolut, für die Milch- und die 
Tierzuchtprodukte und nur beschränkt für Agrumen und andere Gar­
tenbauprodukte .

c) Die von der Gemeinschaft befolgte strukturelle Politik er­
scheint differenziert, sowohl in Hinsicht auf die Entfaltung der 
Tätigkeit als auch bezüglich der finanziellen Mittel, welche auf­
gewendet werden. Die ohnehin mehr begünstigten Mitglieder haben 
daraus den grösseren Vorteil. So etwa haben die Niederlande im 
Jahre 1982 von der Crientierungska3se für jede in der Landwirt­
schaft beschäftigte Person 120 ECU bezogen, während Griechenland 
nur 26 ECU.

d) In den gemeinsamen Marktorganisationen für die verschiedenen 
Produkte selbst wirken differenzierte Stützungsfaktoren, sowohl 
in Hinsicht auf die beanspruchten Mitteln als auch bezüglich



der unternommenen Tätigkeiten. Hier kommen wiederum die bereits 
Begünstigten am besten aus. Der Wert der Milchproduktion ent­
spricht den 19io des Wertes der gesamten landwirtschaftlichen Pro­
duktion der Gemeinschaft. Die Unterstützungen für die Milch aus 
EWG-Etat erreichen 3Qĵ  der landwirtschaftlichen Ausgaben. Bei dem 
Gesamtwert der Produktion werden die Gartenbauprodukte mit 12,6# 
vertreten, dafür jedoch werden nur 2t2a,i des landwirtschaftlichen 
Haushalts aufgewendet.

Angesichts der obigen Gegebenheiten vertritt die griechische Seite 
die Auffassung :

a) dass der Auftrag von Stuttgart unter keinen Umständen als eine 
blosse Aufforderung zur Einschränkung der Ausgaben "um jeden 
Preis" asfgefassr werden darf, um die Erreichung eines gesteckten 
wirtschaftlichen Ziels zu ermöglichen.

b) dass der Auftrag von Stuttgart sich vornehmlich auf die ratio­
nelle Verwendung der Geldmittel der Gemeinschaft bei der Um­
setzung der GAP in die Tat bezieht und dabei noch die Anpas­
sung der GAP an die Anforderungen der neuen Zeiten erheischt.
Der Auftrag, anders ausgedrückt, lautet auf Neugestaltung der 
«AP zum Vorteil der weniger begünstigten Mitglieder der Gemein-

i

schaft und keinesfalls auf Verengung der Grenzen dieser Politik.

Es muss noch in diesem Zusammenhänge vermerkt werden, dass der 
über die GAP erfolgende Transfer von .Finanzmitteln eine und nicht 
die einzige Tatsache der gemeinschaftlichen Wirklichkeit wieder­
spiegelt.

Die Betriebsergebnisse der Gemeinschaft, die Opfer bzw die Vor­
teile, welche diese auch seien, für die MS, zeitiger Sich nibht 
etwa durch blosse Umbuchungen von Finanzmitteln aus dem Etat,



sondern leiten sich noch aus dem freien Y/arenverkehr innerhalb der 
Gemeinschaft ab wie auch aus dem Fluss des Handels und dem Ge­
schäftsverkehr zwischen der Gemeinschaft und dritten Ländern. Es 
gibt bestimmte ES denen der Gemeinschaftsinterne Handel einen 
Segen bedeutet und andere, die nicht viel davon haben.

Vor dem Beitritt hatte ein kleiner Teil unserer landwirtschaftli­
chen Importe (weniger al3 30$) als Ursprungsland die EWG. In den 
Jahren 1981 und 1982 haben sic):) die Verhältnisse abrupt geändert. 
Heute bezieht Griechenland von der EWG etwa 60$ seiner Agrarimporte. 
Diesen Easstab kann man jedoch keineswegs auch auf die landwirt­
schaftlichen Exporte anwenden. Hier weisen die entsprechenden 
Daten keine nennenswerte Aenderungen auf. Von 40$ etwa im Jahre 
1980, war ein Anstieg auf 45$ im Jahre 1981 festzustellen, um 
schliesslich auf 48,4$ im Jahre 1982 zu kommen.

Aus den obigen Daten erhellt 3ich, dass der Beitritt dieses Landes 
die Richtung seiner Exporte nicht in wesentlichem Masse beein­
flusste. Dagegen bedingte der Beitritt eine entschiedene Differen­
zierung bei den Bezugsquellen der Importe. Diese Gestaltung der 
Dinge zeitigte im Endergebnis, dass der Handel mit landwirtschaft­
lichen Erzeugnissen zw. EWG und Griechenland statt positiv für 
letzteres auszufallen, negative Ergebnisse erbrachte. In der 
Gestalt eines Ausfalls von etwa Dr. 20 Mrd im Jahre 1982,

Die Etats bei den ES erreichen etwa 30 bis 40$ des entsprechenden 
Roheinkommens pro Person. Der Haushalt der Gemeinschaft erreicht 
nicht einmal 1$ der entsprechenden gemeinschaftlichen Grösse und 
kaum 2 bis 3$ der Haushalte der ES zusamrnengenommen. Die GA? 
beansprucht etwa 0,6$ des Roheinkommens der Gemeinschaft und 
etwa 1,5 bis 2$ der Haushalte der K3 zusamrrengenommen. Daraus 
kann geschlossen werden, dass vergleichsweise und mit Bezug auf



die Mammut-grossen nationalen Haushalte sowohl die steuerliche Be­
lastung aus der GAP als auch die Distributionsmöglichkeiten des 
gemeinschaftlichen Etats und die Ausgaben wegen der GAP beschränkt 
sind,

Ira Rahmen der GAP stellen die Ausgaben aus dem gemeinschaftlichen 
Etat nicht den einzigen Nachweis ausreichender Stützung eines Pro­
duktionssektors dar bzw. das einzige Mass für die Erfassung des 
entsprechenden Opfers, das die Gemeinschaft für diesen Sektor 
bringt. In einer Reihe von organisierten gemeinsamen Märkten (in 
der Hauptsache für Mittelmeererzeugnisse wie Tabak, Olivenöl, Ro­
sinen, verarbeitete Gartenprodukte) da der Schutz gegenüber Kon­
kurrenz- oder Ersatzerzeugnissen nicht existent ist, trägt der 
Haushalt die ganze Last der Stützung. Bei anderen Erzeugnissen, 
welche einen ausnehmend-wirksamen Schutz gendessen, erübrigen sich 
die Stützungsmassnahmen aus dem Haushalte.

Bas Argument also, dass die Ausgabe für ein bestimmtes Produkt, 
etwa Rosinen, hoch wäre, reicht nicht aus für die Begründung der 
Behauptung, dass das betreffende Produkt privilegiert behandelt wird. 
Privilegierte Behandlung kann nämlich auch ohne hohe Ausgaben be­
stehen.

Als die GAP ihren Start nahm, betraf sie eine Gemeinschaft mit 
mehr oder weniger wesensgleiche Probleme. Heute freilich ist es 
andere. Die gegenwärtige GAP betrifft eine Gemeinschaft mit aus­
gesprochen differenziertenGebietenundd einer Mittelmeerdimension, 
mit ungleichen Produktionsverhältnissen und stark betonten Beson­
derheiten pro Gebiet und pro MS.

Die GAP funktionierte seinerzeit in einer Periode internationaler 
Virtschaftsblüte. Heute sind dagegen Umstände internationaler 
Wirtschaftskrise obwaltend, eine anundabschwellende Inflation bei



den verschiedenen MS, Probleme die bei der Zahlungsbilanz auf- 
kommen. Die GAP hat heute einer ganz anderen Wirklichkeit ent­
gegenzutreten und dabei zu berücksichtigen :

a) innerhalb der Gemeinschaft :
die ausgesprochenen Ungleichheiten und Besonderheiten einzel­
ner Grenzgebiete,

b) ausserhalb der Gemeinschaft :
- das Brnährungsproblem der Länder der dritten Welt,
- die in den Beziehungen mit den grossen, landwirtschaftlichen 
Exportländern freier Wirtschaft aufkommende Problematik,

- die Möglichkeiten der Entwicklung eines Austauschhandels mit 
Ländern mit zentralen Wirtschaftsplanung.

Artikel 39 des Vertrags von Rom sieht eine fünffache Zielsetzung 
für die GAP vor :

1. Erhöhung der Produktivität bei der Landwirtschaft mittels ra­
tioneller Entwicklung der Agrarproduktion der denkbar besten 
Auswertung der Produktionsfaktoren.

2. Sicherung für die Landbevölkerung eines befriedigenden und ge­
rechten Lebensstandes, vornehmlich durch Erhöhung des indi­
viduellen Einkommens der auf dem Lande Beschäftigten.

3. Stabilisierung der Marktverhältnisse.

4. Sicherung des erforderlichen Masses für die Ernährungsversor­
gung.

5. Sicherung eines angemessenen Preisniveaus für die Verbraucher.

Für die Erreichung der obigen Ziele muss eine Revidierung der gan­
zen Maschinerie der GAP zu einer wirksamen und "wirtschaftlichen" 
Verwendung der zur Verfügung stehenden Finanzmitteln führen.



Do jedoch weder die Produktivität noch das landwirtschaftliche 
Einkommen (absolut oder relativ genommen), noch die sonstigen Um­
stände in allen Gebieten und bei allen HS der Gemeinschaft die 
gleichen sind, wird durch die ungleichmässige und nicht überein­
stimmende Entwicklung im Inneren der Gemeinschaft die Notwen­
digkeit bedingt bei der Anwendung der GAP in der Praxis wahlweise 
vorzugehen und das Prinzip der Priorität bei der Verwendung der 
Finanzmittel einzuhalten.

Wenn man das oben dargelegte vor Augen hält, erscheinen die Vor­
schläge der Kommission nicht als befriedigend.

Die wichtigsten Wesenszüge dieser Kommissionsvorschläge könnten 
wie folgt zusammengefasst werden ;

a) Drastische Ersparnisse, waagerecht durchgesetzt, somit von 
totalem Charakter und alle Erzeugnisse ergreifend.

b) Versuch der Einschränkung der gesamten landwirtschaftlichen 
Produktion der Gemeinschaft, wiederum ganz horizontal, alle 
Erzeugnisse und alle Produzenten erfassend,

c) Ignorierung des Prinzips der Präferenz bei der Gemeinschaft von 
bestimmten Erzeugnissen, bestimmter Gemeinschaftsgebiete.

d) Übertragung an alle Produzenten und für alle Erzeugnisse der 
Verantwortung für den Absatz der Überschüsse.

Angesichts der Tatsache, geschaffen durch die Vereinbarungen mit 
dritten Ländern, erkennt die Kommission, die damit auch nicht an­
ders verfahren kann, an, dass ein Teil der von der Gemeinschaft 
getätigten Ausgaben durch den politisch motivierten Abschluss von 
besonderen VorzugsVereinbarungen mit dritten Ländern veranlasst 
wird, was fast ausschliesslich auch der Grund der in Zeitabständen



aufkommenden "künstlichen” Überschüssen von Mittelmeererzeugnissen 
sein durfte. Es ist erwähnenswert, dass die Kommission diese Er­
scheinung feststellt und nicht bestreitet, vermeidet jedoch in 
dem Falle irgendeine konkrete Lösung vorzuschlagen, bis auf ei­
ne freilich : auch die Produzenten dieser Erzeugnisse soll­
ten im Grunde genommen die Last des Bekenntnisses zu einer all­
gemeinen Handels- und Aussenpolitik der EWG tragen.

i
Bei den Anregungen der Kommission kommt die paradoxe Erscheinung 
auf, dass die bestehenden Probleme mit fachmännischer Schärfe, 
kündig und richtig erfasst und dargelegt werden, die geäusserten 
Vorschläge jedoch für die Heilung des Übels etwas vag und generali· 
siert au3fallen und im Endergebnis grob ungleichen und weniger un­
gleichen dieselbe Behandlung widerfahren lassen. Das Ergebnis 
davon ist, dass die ungleichen Tendenzen bei der Landwirtschaft 
der Gemeinde nicht beseitigt oder erhalten, sondern eher bestärkt· 
x̂ erden.

Die Kommission regt an eine neue finanzwirtschaftliche Richtlinie 
zu statuieren, nach welcher der Erhöhungskoeffizient der land­
wirtschaftlichen Ausgaben niedriger sein wird als derjenige der 
Erhöhung der Ressourcen der Gemeinschaft*

Die finanzwirtschaftlichen Mittel, welche für die Umsetzung der 
GAP in die Tat zur Verfügung stehen werden in einen durch zwei 
Grundeinsehränkungen geschaffenen Rahmen eingeschlossen. Diese 
sind :

a) die statuierten eigenen Bezugsquellen der Kittel der Gemein­
schaft und

b) die Notwendigkeit der Durchführung auch anderer Finanzierungen 
durch die Gemeinschaft, ausser der von der GAP vorgesehenen .



Solange man den obigen Parameter unter lit. a für endgültig ge­
geben und unerschütterlich hält, durfte es wohl von logischer 
Konsequenz sein zu verlangen, dass der Erhöhungsrhytiuaas der Aus­
gaben für die GAP den Schritt der Erhöhung der eigenen Mittel der 
Gemeinschaft nicht überholt. Die Einhaltung einer solchen Regel 
ist von Sinn, wenn diese innerhalb einer kurzen Zeitspanne (etwa 
von höchstens fünf Jahren) gewahrt wird. Wird aber ein langer 
Zeitraum ins Auge gefasst, dann sollten richtigerweise die ei­
genen Ressourcen der Gemeinschaft den durch ihre politischen Ziel­
strebungen geschaffenen Bedürfnissen angepasst werden und nicht 
umgekehrt. Somit erscheint jede, ständig gemeinte, einschrän­
kende Regel, das Erhöhungstempo der Ausgaben für die GAP betreffend 
als irrig und durfte daher nicht annehmbar sein.

Die Finanzierung der Verfolgung neuer politischen Ziele darf kei­
nesfalls die Reduktion der für die Umsetzung der GAP in die Tat 
erforderlichen, ja unerlässlichen Mittel zur Folge haben.

Die Finanzierungsbedürfnisse der GAP werden von den Mitteln und 
Massnahmen vorgeschrieben, welche für die Förderung der vorgesehe­
nen Zwecke und die Erreichung der gesteckten Ziele nicht zu missen 
sind. Für die Einweihung jeder neuen Politik sind auch neue, susätz 
liehe Einnahmen erforderlich. Die griechische Geits vertritt des­
wegen die Auffassung, dass es vonnöten ist Kittel und Wege zu 
finden, um die Einnahmen der Gemeinschaft zu erhöhen.

Die von der Kommission formulierten Vorschläge und die von den 
nördlichen Ländern ausgeübte Kritik gehen von einer staatswirt­
schaftlichen oder streng finanziellen Bewertung der Agrarpolitik 
aus. Letztere jedoch darf sich nicht allein und ausschliesslich 
auf staatswirtschaftliche und finanzielle Berechnungen fundieren.



Die Agrarpolitik hat auch ihre sozialen Seiten. >ie ist nicht 
allein auf die Wirtschaft, sondern auch auf die allgemeine Po­
litik eingestellt. Angestrebt wird nämlich in dem Palle nicht 
allein die Erhöhung des Lebensstandes auf dem Lande, sondern 
noch die Entwicklung des nicht städtischen Haumes, der den weit­
aus breiteren Teil des Landes ausmacht.
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cueepouii&a Qe*y>«tfud2.âf" tano^eu&nd'/dWiVien nldU-jbbuan- 
^^uÜhCiLii &n ■ Jn elö-r. Ö^)er)k£ici_ke.(t~ a  Öv-at L a x iie t  tTr'.a.dIl· sicM 
J l i  ß muj~ cke.uJiliJhj ^Ve einpadle. Fracru / kön n en  di e  i k k

öQifecjiÖci.ncjct- (iktG· f̂eafcnial
ft^&Ö^cne lo Komfipdpy

i ni(Jti ü Ae.cöi.ückeiô i»hci di« 
ö .̂ Rosoö LoicxtagGo cpßfj
n»txr uj&ae <<6i.u.cHer>/-£‘hd eile

i<2i_i'. d(
Wicil 6ciß'J2icÖ£2--cct;t5,ii.«i (Yiik JlppeöAc·n an deu ^emeiniodoo öuzc 
p a  c x JW Idk uJm  q ß. ̂ ein oti'e. euxcp an d2e ioßi'J axi loJr i2eani‘- 
Ü>cd~ed aßüx ni eil, k mif" pax-khiciLr} iöxancon· &  hn k©J uncreri
/.'J n_. r±^ &  L  i. Ji j_.. , - j -  J¿md £&uxll ja exte* lAßh . 1^ Ü̂LZX)p a ̂ unci dca aned <3j»x. 
$untkeo «ii'otic ii mpikj^’v'iOAncUn oaxopaüci
3

teilen ide.c.öüi30>I0.
¿xÖ2 2 a vWiili" u<Leße£xen//OOh £Uqenid-taen C|c lUon^GiLh/^i-
4* , räk.nJftln,(l d J. .ft 11 /,nJ/V3x., ̂̂  ioiietößr» jU) /Lfitß«^ ('(¿aJieo poß.i hicß-en- i<-Q caiö2eiV>io<3 
cCxoaiSi^en u m  nacÄ0)£x ör> J|q ocl dc2A> apaitpieöi tkc mxa^’e-
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Die Debatte über die Neugestaltung der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)
(inhrniw imPtoKlf“

nahm--ihren Ausgang Von· der Auflehnung bestimmter Mitgliedsstaat^der 
gegen die stets im Steigen begriffenen Ausgaben -4eraeIben für 

die Landwirtschaft und die Anhäufung der Überschüsse von Agrarpro­
dukten. In der Tat, die landwirtschaftlichen Ausgaben belaufen sich 
heute auf über 60?& des EWG-Etats. Im Jahre 1983 stiegen diocolbon-
gegenüber dem Vorjahre um 28,2%. Bei dieser Tendenz laufen die Res-

„ _ , . „ © i'ü. Qeco<iv'r>tcÜöJ)'jsourcen der Gemeinschaft Gefahr erschöpft zu werden„ Aias-^aiese-d«r 
^-Möglichkeit beraubfe wtljrf®e ihre Politik auf neue Sektoren auszu-

. fiüuei irtdlcuh i'eia kfet
dehnen (etwa die Pläne für die Entwicklung drr Mittelmc-ergobicte). 
Charakteristisch für die Überschüsse durfte das Beispiel von Butter 
sein. Im Juni 1983 erreichten die ^utte^t^sstände der Gemeinschaft 
900.000 t. Die(entsprechende griechisch^Jahresproduktion beläuft - 
«trl·!.a n m m ^ t w p  40 0 0 t.

Der Grund des Übels ist nach der Auffassung vieler Mitgliedsstaaten

der Menge, welche ihre Produktion erreicht. Die Preise wirken Tg##? 
als Anreizp für eine immer höhere Produktion.

Um das Problem einer Lösung zuführen zu können haben die Premiermi­



nister der EWG-Staaten,bei ihrem Zusammentreffen in Stuttgart, 
die Neugestaltung der gemeinsamen Agrarpolitik in Erwägung ge­
zogen. Die Kommission hat bereits, in Erfüllung des Stuttgarter­
auftrages, Anregungen für die Neugestaltung formuliert. Diese 
sehen in den Hauptpunkten folgendes vor :

a) Die Einführung einer "Garantieschwelle". Die Gemeinschaft 
wird Preise und/oder Subventionen in voller Höhe nur bis zum Pro­
duktionslimit zusichern, das durch die Garantieschwelle festge­
setzt wird. Für die überschiessenden Mengen sollen die vorge- 
sehenen Preise bzw. Zuschüsse herabgedrücki^werden. Auf diese 
Weise werden für die Absatzkosten der überschiessenden Mengen
aweiL die Produzenten aufkommen müssen (Prinzip der Mithaftung).

Vo ci.itfth.cjei'·)
b) Die Befolgung einer gehemmten Preispolitik. Die Bewilligung 
von Preiserhöhungen hat fortan beschränkt zu sein. Hierbei wären 
nicht allein die Entwicklung des landwirtschaftlichen Einkommens 
sondern noch die Preise auf dem Weltmarkt, der Marktbedarf selbst 
und die Möglichkeiten des Haushalts zu berücksichtigen.

d) Die Abschaffung von Subventionen und Zuschüssen verschiedener 
Form in Fällen, in welchen diese nicht unbedingt erforderlich sind.

e) Die ^efolgung einer mehr tatkräftigen Exportpolitik für difeo 
Durohootnung-der Gemeinschaftsprodukte.

Die GAP hatte sich von Anfang an zur Aufgabe gemacht die bis dahin 
von jedem Mitgliedstaate (M'S) befolgte eigene, nationale Agrarpo­
litik zu vereinheitlichen. Damit sollte der Weg geöffnet werden 
für die Schaffung eines einheitlichen Marktes, für die Stützung



des Einkommens der Produzenten der Gemeinschaft, für die Sicherung 
der Absatzmöglichkeiten in- und ausserhalb des Gemeinschaftsmark­
tes, die Selbstversorgung der Gemeinschaft an Nahrungsmitteln und 
schliesslich die Erzielung von zugänglichen und angemessenen Prei­
sen für den Verbraucher der Gemeinschaft.

(IW
Diese Zielsetzung und die für dsw Verwirklichung derselben sur—fin-
wandnng gphmrthton Massnahmen (vornehmlich die Organisierung von
gemeinschaftlichen Märkten d.i. eine Gesamtzahl von Regelungen für
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oiac Der Beitritt von Griechenland im Jahre 1981, wie auch der bevor­
stehende Beitritt von Spanien und Portugal, fallen gerade mit zwei 
nennenswerten Aenderungen zusammen. Erstens mit der Anschwellung 
der Einwendungen finanzwirtschaftlichen Charakters gegen die GAP 
und sodann mit dem Bewusstwerden bei den MS des Nordens, dass die 
GAP von sich aus allmählich eine Transformation erfährt und sich 
immer mehr, ihrem Inhalte nach,aufs "Mittelmeer” ausrichtet. Dioe 
hnirnagt. rin" ¡die politische Auffassung und die vorherrschende Rich-

coefu ilWtitak
(utööUMX}
arte Uu*Jw«> -
[üracxOfcIaL
r̂xiteabefioepr'

Be co<- 
&LdC)<a wifm 

den
n 1o eJ) Vh tüte $
( U m u M t n  tvng bezüglich der Art d® ^ fĉ Ä f e S iropa gewünschten Landwirt- 
[tep &epu'eß>eo· schaft, a»»h modifiziert. Sozialpolitische Kriterien wie die Bei- 
Ci QzZejSar)' behaltung der Beschäftigung auf dem Lande, und der Schutz des Ein­

kommens der kleinen Produzenten erlangen^-immer grössere Bedeutung.
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Unter diesen Umständen bilden die in unvermeidlicher Weise anstei­
genden landwirtschaftlichen Ausgaben, in Verbindung mit den "Über­
schüssen** der gemeinschaftlichen Produktion^; in "Alibi" j^Lr eine 
wesentliche Wendung in der Behandlung der GAP oder, konkreter ge­
sprochen, für die Einschränkung ihrer Bedeutung.

ß\Qac qs. iiV>ci oiiß-f not_«W J f ¡ ' m  ^otdoo J Te.
ve Seite sieht trotz allem—einy-,dass eine
q{exo n<4_cü cvrv> AcXa6«'> ¡a ôlc(LP.ü<sM ¿W Üc, K W
%wendiM iüt, ln dTrm i,le wie f öltet ai‘gmm

eine Neugestal­
lt ilct H w. öcl^v'OcCL ö-Oo ny._ ____  _tung der GAP notwendig iüt, ln dTrm sie wie foTgt äl'gumenti-crt- :

a) Die Anwendung allgemeiner Regeln auf objektiv ungleiche Mit­
glieder (Produzenten, Gebiete, Länder, Erzeugnisse usw.) ohne Be­
rücksichtigung der Besonderheiten jedes gegebenen Palles, bewirkt 
weitere Verschärfung der ursprünglichen Ungleichheiten.

b) Der bestehende Schutz vor der ausländischen Konkurrenz, wahlweise 
statuiert, begünstigt heute nicht die des Schutzes mehr Bedürftigen 
sondern die an sich schon begünstigten Mitglieder der EWG. Ein 
solcher Schutz gilt etwa heute, um ein konkretes Beispiel anzu­
führen, man kann wohl sagen fast absolut, _für die Milch- und die 

fQ e 4 <0. 2"i f t a i i  cckD-Ri.
- 3)Aerzuchl;produkte und nur beschränkt für Agrumen und andere Gar­
tenbauprodukte.

c) Die von dop. Gemeinschaft befolgte strukturelle Politik ns
ür uiXOÜ ü))Wciu.IQ t- cJoCdvir>_ <>sFâ lt*ĥ Q

• lArt-i Sowohl in Hinsicht auf die Entfaltungaaheint diff-orenn.
Tätigkei^als auch bezüglich der finanziellen Mittel, welche auf­
gewendet werden. Die ohnehin mehr begünstigten Mitglieder haben
daraus den grösseren Vorteil. So etwa haben die Niederlande im

■PenisJahre 1982 von der Orientierungsksesse für jede in der Landwirt­
schaft beschäftigte Person 120 ECU bezogen, während Griechenland 
nur 26 ECU.

d) In den gemeinsamen MarktOrganisationen für die verschiedenen
le cm» rövve n V>Aee2xm;j.war>Produkte selbst wirken differenzierte Stützungsf aktoron». sowohl

in Hinsicht auf die beanspruchten Mitteln als auch bezüglich



der unternommenen Tätigkeiten. Hier kommen wiederum die bereits 
Begünstigten am besten aus. Der Wert der Milchproduktion ent­
spricht den 19% des Wertes der gesamten landwirtschaftlichen Pro­
duktion der Gemeinschaft. Die Unterstützungen für die Milch aus 
EWG-Etat erreichen 30% der landwirtschaftlichen Ausgaben. Bei dem 
Gesamtwert der Produktion werden die Gartenbauprodukte mit 12,6% 
vertreten, dafür jedoch werden nur 2 ,2% des landwirtschaftlichen 
Haushalts aufgewendet.

Angesichts der obigen Gegebenheiten vertrjPt^die gricchiachc Scite- 
die Auffassung :

a) dass der Auftrag von Stuttgart unter keinen Umständen als eine 
blosse Aufforderung zur Einschränkung der Ausgaben "um jeden 
Preis" aufgefassr werden darf, 3̂

b) dass der Auftrag von Stuttgart sich vornehmlich auf die ratio­
nelle Verwendung der Geldmittel der Gemeinschaft hoi dor Um­
sei zung'dcr QAP in dio Tat bezieht und d-nboi nooh die Anpas-

to Ccioc f—sung der GAP an die Anforderungen der flouoiv Zeiten orhe-jooht.» 
Der Auftrag, anders ausgedrückt, lautet auf Neugestaltung der
GAP zum Vorteil der weniger begünstigten Mitglieder der Gemein-

RätHwenischaft und keinesfalls auf Verengung deg Oronaon dieser Politik.

dass der,Es muss ncefe Öl diesem Zusammenhänge vermerkt werden,
Uber die GAP erfolgende Transfer von Finanzmitteln eip^ «sä* nicht
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leiten sieb noch aus dem freien Warenverkehr innerhalb der 
Gemeinschaft wie auch aus Ge­
schäftsverkehr zwischen der Gemeinschaft und dritten Ländern. Es 
gibt bestimmte MS denen der Gemeinschaftsinterne Handel einen 
Segen bedeutet und andere, die nicht viel davon haben.

yW pcivHuu
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Vor dem Beitritt hatte ein kleiner Teil unserer landwirtschaftli­
chen Importe (weniger als 30$) als Ursprungsland die EWG. In den 
Jahren 1981 und 1982 haben sich die Verhältnisse abrupt geändert. 
Heute bezieht Griechenland von der EWG etwa 60$ seiner Agrarimporte. 
Diesen Masstab kann man jedoch keineswegs auch auf die landwirt­
schaftlichen Exporte anwenden. Hier weisen die entsprechenden 
Daten keine nennenswerte Aenderungen auf. Von 40$ etwa im Jahre 
1980, war ein Anstieg auf 45$ im Jahre 1981 festzustellen, um 
schliesslich auf 48,4$ im Jahre 1982 zu kommen.

^ ca <a «.
Aus den obigen Daten erhellt sich, dass der Beitritt dieses Landes 
die Richtung seiner Exporte nicht in wesentlichem Masse beein­
flusste. Dagegen bedingte der Beitritt eine entschiedene Differen­
zierung ,bei den Bezugsquellen der Importe. Diese Gestaltung der

(beettö «U.CO <pDinge zeitigte im Endergebnis, dass der Handel mit landwirtschaft­
lichen Erzeugnissen zw. EWG und Griechenland statt positiv für 
IqliBiicrcG auszufallen, negative Ergebnisse erbrachte/^-J^^gr 
Goo-talt eines Auofall3 von etwa Dr?— 20 Mrd im Jahre l-982̂ JkL,

Die Etats de©"KS erreichen etwa 30 bis 4 0$ des entsprechenden 
nain'ooodW. ßtujto · ^ , . , _ , , . , ,^•heinkommens pro—PorQQtu Der Haushalt der Gemeinschaft erreicht
nicht einmal 1$ der entsprechenden gemeinschaftlichen Grösse und
kaum 2 bis 3$ der Haushalte der MS zusammengenommen. Die GAP
beansprucht etwa 0,6$ des lleiieinkommens der Gemeinschaft und
etwa 1,5 bis 2$ der Haushalte der MS zusammengenommen. Daraus
kann geschlossen werden, dass vergleichsweise und mit Bezug auf
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die Mammut-grossen nationalen Haushalte sowohl die steuerliche Be­
lastung aus der GAP als auch die Distributionsmöglichkeiten des 
gemeinschaftlichen Etats und die Ausgaben wegen der GAP beschränkt 
sind.

Im Rahmen der GAP stellen die Ausgaben aus dem gemeinschaftlichen 
Etat nicht den einzigen Nachweis ausreichender Stützung eines Pro­
duktionssektors dar bzw. das einzige Mass für die Erfassung des 
entsprechenden Opfers, das die Gemeinschaft für diesen Sektor 
bringt ̂""̂ In einer Reihe von organisierten gemeinsamen Märkten (in 
der Hauptsache für Mittelmeererzeugnisse wie Tabak, Olivenöl, Ro­
sinen, verarbeitete Gartenprodukte) da der Schutz gegenüber Kon­er gtCoq O  C l Q - C

kurrenz- oder Ersatzerzeugnisseri/fiicnt existent ist, trägt der 
Haushalt die ganze Last der Stützung. Bei anderen Erzeugnissen, 
welche einen ausnehmend wirksamen Schutz geniessen, erübrigen sich 
die Stützungsmassnahmen aus dem Haushalte.

Das Argument also, dass die Ausgabe für ein bestimmtes Produkt, 
etwa Rosinen, hoch wäre, reicht nicht aus für die Begründung der 
Behauptung, dass das betreffende Produkt privilegiert behandelt wird. 
Privilegierte Behandlung kann nämlich auch ohne hohe Ausgaben be­
stehen, ÄülCiQ- Qo&e- Pc©<fĉ A W  jduL

Als die GAP ihren Start nahm, betraf sie eine Gemeinschaft mit 
mehr oder weniger wesensgleiche Probleme. Heute freilich ist es

Die GAP funktionierte seinerzeit in einer Periode .internationaler
er)ttui'ÜCSiüii? & ciPincUo £Jlfc Ctilt cWo<rfc>oi_ m

WirtschaftsbItl Lu. 1 Heute sdaad^dagegea Umstftfrcl© anternat·analer
tv>u oeKX<EU&jCX4Jr>GX>

WiirtniThnft^krif" " W H  + n-inn Tm-PT n-M r>r..



and eaQöß&.lUäO ( 0
o den verschiedenen MS/^Problem«^ die bei der Zahlungsbilanzattf- 
J«BBen. Die GAP hat heute eine«ü ganz andere» Wirklichkeit e»4-

Q qjU>cĴ xiaoi) ■ Sie iYiu.p ¡n Bei'̂ ceiXt
nzutreten^und dabei-gu-berücksichtigen. :

a) innerhalb der Gemeinschaft :
die ausgesprochenen Ungleichheiten und Besonderheiten einzel­
ner Grenzgebiete,

b) ausserhalb der Gemeinschaft :
- das Ernährungsproblem der Länder der dritten Welt,
- die in den Beziehungen mit den grossen, landwirtschaftlichen 
Exportländern freier Wirtschaft aufkommende Problematik,

- die Möglichkeiten der Entwicklung eines Austauschhandels mit 
Ländern mit zentralen Wirtschaftsplanung.

Artikel 39 des Vertrags von Rom sieht eine fünffache Zielsetzung 
für die GAP vor :

1. Erhöhung der Produktivität bei der Landwirtschaft mittels ra­
tioneller Entwicklung der Agrarproduktion und der denkbar besten 
Auswertung der Produktionsfaktoren.

2. Sicherung für die Landbevölkerung eines befriedigenden und ge­
rechten Lebe ns stände ¿4t. vornehmlich durch Erhöhung ' - des i indi­
viduellen Einkommens der auf dem Lande Beschäftigten.

3. Stabilisierung der Marktverhältnisse.
DgXAOCĈ UjulĈ  «¿G*- CLOL WH

4. Sicherung de&~ erforderlichen Masooo ftta* die' Ernährungsver&er-
guag-.

5. Sicherung eines angemessenen Preisniveaus für die Verbraucher.
Dt cl

P^QT^hung dar nhi gen Ziele .murin e-ine Revidierung der gan-
Unfilr

zen Maschinerie der GAP «u oinor^wirksamen und "wirtschaftlichen” 
Verwendung der zur Verfügung stehenden Finanzmitteln uu±
eUo o(bi4̂ 0,o ^ cuIL&k



Da jedoch weder die Produktivität noch das landwirtschaftliche 
Einkommen (absolut oder relativ genommen), noch die sonstigen Um­
stände in allen Gebieten und bei allen MS der Gemeinschaft die 
gleichen sind, wird durch die ungleichmässige und nicht überein­
stimmende Entwicklung im Inneren der Gemeinschaft die Notwen­
digkeit bedingt bei der Anwendung der GAP in der Praxis wahlweise 
vorzugehen und das Prinzip der Priorität bei der Verwendung der 
Finanzmittel einzuhalten.

Wenn man das oben dargelegte vor Augen hält, erscheinen die Vor­
schläge der Kommission nicht als befriedigend.

Die wichtigsten Wesenszüge dieser Kommissionsvorschläge könnten 
wie folgt zusammengefasst werden :

a) Drastische Ersparnisse, -waagerecht durchgesetzt, somit von 
-•totalem Charakter und alle Erzeugnisse ergreifend.

b) Versuch der Einschränkung der gesamten landwirtschaftlichen 
Produktion der Gemeinschaft, wiederum ganz horizontal, alle
Erzeugnisse und alle Produzenten erfassend,

l<£ktQ ix
c) Ignorierung des Prinzips der/Träferenz bei -do-r Gcmcg'ftaehaft von 

bestimmten Erzeugnissen, bestimmter Gemeinschaftsgebiete.

d) Übertragung an alle Produzenten -und für alle Erzeugnisse der 
Verantwortung für die Absetzung der Überschüsse.

Angesichts der -Tatsache, geschaffen durch di/ Vereinbarungen mit
dritten Ländern, erkennt die Kommission, -die damit auch nicht an— -

-"•irrst vrrfnbrnn kann,r—an.̂  dass ein Teil der von der Gemeinschaft
getätigten Ausgaben durch den politisch motivierten Abschluss von
besonderen 3üe^sBgsVereinb^’ungen mit dritten Ländern veranlasst

ixr coowCL
wird, wfto fact ausschliesslich auch der Grund der i-n aeitnbotnndcn



aufkommenden "künstlichen” Überschüssen von Mittelmeererzeugnissen 
ooin durfte. Es ist erwähnenswert, dass die Kommission diese Er­
scheinung feststellt und nicht bestreitet,^^vermeidet jedoch in 
cbe«-=£&üe irgendeine konkrete Lösung vorzuschlagen, bis auf ei­
ne freilich : auch die Produzenten dieser Erzeugnisse soll­
ten im Grunde genommen die Last des Bekenntnisses zu einer all­
gemeinen Handels- und Aussenpolitik der EWG tragen.

Bei den Anregungen der Kommission kommt die paradoxe Erscheinung 
auf, dass die bestehenden Probleme mit fachmännischer Schärfe, 
kundig und richtig erfasst und dargelegt werden, die geäusserten 
Vorschläge jedoch für die Heilung des Übels etwas vag und generali-

exüßjQX·)
siert aus fallen und im Endergebnis g*^b nng-i ft.:Lghj?n nnH wentge-r» un­
gleichen dieselbe Behandlung widerfahren lassen. Das Ergebnis
davon ist, dass die ungleichen Tendenzen bei der Landwirtschaft

ließ-
mcinde-nioht bcocitigt oder- erhalten,— sondern-eher boetärkt 

werden.

Die Kommission regt an eine neue finanzwirtschaftliche Richtlinie 
zu statuieren, nach welcher der Erhöhungskoeffizient der land­
wirtschaftlichen Ausgaben niedriger sein wird als derjenige der 
Erhöhung der Ressourcen der Gemeinschaft.

Die finanzwirtschaftlichen Mittel, welche für die tfriipetrumg -dar 
GAP -in dio Tqt zur Verfügung stehen werden in einen durch zwei r-

A ©excßrtartli f~- '/ " *
•̂ urideinuührünkungen geschaffenen Rahmen oi-ngooonlooceru  Diese 
sind :

^ k o  tfnwiao
a) die statuierten eigenen JBegugoquellotr~der Mittel der Gemein-

<Qfe,vYie< nid Po(2i K" cuJlSchaft 
b) die 

dure
Durchführun#
iXOXit

3 « _____
cia-c Ui ælcÎ t-K cÛ cxl 1

•orgès-gusser der vun der GAP voigesehenen-



o\c<x ?ch OCtiX Mac) doz.
Solange man den obigon Parameter-unter lifr-a- für endgültig ge­
geben und unerschütterlich hält, durfte es wohl von logischer
Konsequenz sein zu verlangen, dass der Erhöhungsrhythmus der Aus-

î ßz
gaben für die^ GAP den^eha^Ztt/aer Erhöhung der eigenen Mittel der 
Gemeinschaft nicfryt ̂ oriiol-^'^^^e1 Einhaltung einer solchen Regel 
ist ve=EF=S4«HL, wenn dires« innerhalb einer» kurzen Zeitspanne (etwa

LÄncez- ¿¿aQjori
kiwiYv Ku'iöz- 

Tctn ctifici· es&fti'' 
lr><i<2Zjüi Q>6u-irb<>.
fba&l clte-

U< _
von höchstens fünf Jahren) gewahr-t-wird. Wird aber ein langer 
Zeitraum ins Auge gefasst, dann sollten richtigerweise die ei­
genen Ressourcen der Gemeinschaft den durch ihre politischen Ziel­
strebungen geschaffenen Bedürfnissen angepasst werden und nicht
umgekehrt./ Somit erscheint jede, at&ndi-g*gemeinte, einschrän-

yuc di’e. öoc
kende Regel, -'^as=d^hbhun§0te»oo-“der Ausgaben -£ür die GAP betreffend, 
als irrig und durfte dahe reicht annehmbar sr±».

Die Finanzierung d-ftf) Yerfnl grmg neuer politischeifc: Ziele darf kei-
H  i h c£l. [¡¿Lc dt«~

nesfalls die Reduktion der für die -ümsetgung dor GAP in die Tat- 
dr^ürdurli&hon, ja unerläanlichcii Mittel zur Folge haben.

Die Finanzierungsbedürfnisse der GAP werden von M-i+tain pnd 
Massnahmen vorgpschri e h m , welche für die Förderung der vorgesehe-
A<2i<7 X CL. öfexKVilM t~~
nea_Zwecke und d ie  E rreichu ng .d er  ges t e c k te n Ziele^nt-rr^t äü mi&aen

J\ *7 Ct)(2i7 duilA
odnd. Für die Einweihung jeder neuen Politik sind auch neue, zusätz­
liche Einnahmen erforderlich. Die griechische Seite vertritt des­
wegen die Auffassung, dass es vonnöten ist Mittel und Wege zu 
finden, um die Einnahmen der Gemeinschaft zu erhöhen.

Die von der Kommission formulierten Vorschläge und die von den 
nördlichen Ländern ausgeübte Kritik gehen von einer staateswirt-
schaftlicbfn■oder streng finanziellen Bewertung der Agrarpolitik

<D\& Aq acxis>cQx h (jL
aus. Lfeftäterw-1jedoch darf Erhöh- nicht slIHn nnd minnchl icnnl irb 
auf- otaatowirtschaftlieho und (finanzielle Berechnungen fundieren.
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eLcDcLOtĴ cil-*̂ ic-' ftcöct̂ ' h ¿Libt"̂

Die Agrarpolitik hat auch &me soziale# Seiten/ Sie nichth<XL· OcfcC Ot^t<ÖC2X6UAGÄCiL
allein auf”afr-d-i-e WirtschaftU^sonderrv auch auf-dio allgomoino Po-
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LbDuiujUlunde-a auf dem Lande, sondern
aoeh-die Entwicklung des nicht städtischen Raumes,— der den weit­
aus breiteren Teil des Landes^ausmaoht» 4tiY> caetera- LeQo AAt̂ uittiZi Kl b~ 
\1X\ QcXftdClitQ-Cn Î OLU-iY) y 4 Kui'I-Mum* uu Oihci

ö  O  O 1— Jirec4 l· ^ L-*_ X, ' C^^tcc.
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tî AI le r )hid^aiciau^ot> acaece  co d ec £¿aed<?o OrfflQmcQc 
ta lio n  köxCJUOöeo ijePaoc/ün ceGccíee> , dt© eiet 0 οαΟο£)οο<Ιοο 
Ocd^xß-Ir <xad den ISga hooted  Occ ¿dJ~0-XiaQie cUo CpXCcJlF
UexcU’O (Da-O-cd a> it cf die. iaFecj ecthon cLctl 03 ixÍR{_£R¿|ho 

¿H axfe ty> o r> jé de© Mcx c R cr> a n  d  h-L·.gcc^FWBC ¿Hx<pP fir»c>Oi<& dec ¿Γαα Ker> a n  cA ^
käuJJ^q ¿A©d~ Ja^JiUcúCLcOon ßisÄc©r> ^loodcxo c?thojy

F /at cxJjjCte jFeoicOp_____ . 'er» ir> da© Cj^mo-irucC'cs^f'
c déÊ ®o ro C i/Lra.h u'ûXCuxj aa4?C£©ÄCL 

C \ C C  ' ¡ - 0 0 - 1  x'{ J } q cry . G V e i  U pec^ cdx'© n < cd2tc. PoQt fxR 

i iiu-w  j » jg1 exc-cp Pc-t f i j t p t ô o  d o jc -  in ί"ΧΧΐ OctJ~lCOCEJGo ¡y 
S°Qa dciZ( hcc k and r>(dCFh ocuP ci ou  ηα/ΐοη»ο_β© Vxno^L 
c^Ue ctd^^eÔaaf tdârcieo · Cb* aftolden dfW£>©n ftn '

làotctcm  cfoc O c  ry)Qjr» 1 ¿laOkñjo^ c  jlcq* ¿  ¿<e£wu
f Α<α /! / _ /? » __λ . » . J /"i

{éudÏRci
\aU

aJ3ß ' -- — ^  ̂--- ----- ^ ■ * - -̂Μ,νου̂  UV¿JOQfl
Q>e ti i θ(| av')<|<? ¡y U-olcI Uj o í\ cu* (-e &nx c^juxUi taixR á ü W  
a n d  ídytí F  ot'oö i‘JF aeij* a\v>&r> aci noa/nxaryteo 6JsW o n  
and ÉtccP e í'nú t  cr e tn oirn í  a  1 a t  L t©  at^e oû oLtmr F Pt» ¡~
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